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Das erſte Vierteljahr des Beſtehens unſeres 
Blattes geht zu Ende, und die andauernde 
Steigerung der Zahl unſerer Abonnenten giebt 
uns die erfreuliche Zuverſicht, den Beifall 
unſerer Leſer gefunden zu haben. Wir hoffen 
uns dieſen Beifall durch die unveränderte 
Haltung unſeres Blattes auch fernerhin zu er⸗ 
halten. Wir erſuchen unfere Abonnenten, die 
Erneuerung ihrer Abonnements bei den be⸗ 
treffenden Poſtanſtalten möglichſt zeitig zu 
bewirken, damit ſie das Blatt ohne Unter⸗ 
brechung e erhalten. Gleichzeitig er⸗ 
ſuchen wir unſere Leſer durch größtmöglichſte 
Verbreitung unſeres Blattes unferem Unter- 
nehmen ihre Unterstützung zukommen zulaſſen. 

. Die Redaktion der Verfaſſung. 


a ea 
Wo wir nicht mitrathen, da wir nicht 
mitthaten. 


Der zweiundſechzigſte Artikel der Verfaſſung lautet: 
„Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich 
durch den König und durch zwei Kammern aus⸗ 
eübt. — Die Uebereinſtimmung des Königs und 
eider Kammern iſt zu jedem Geſetze erforderlich. 
— Linanzgeſetzentwürfe und Staatshaushaltsetats 
werden der zweiten Kammer vorgelegt; letztere 
werden von der erſten Kammer im Ganzen an⸗ 
genommen oder abgelehnt.“ N 
Die beiden erſten Sätze ordnen an, daß, natürlich 
nur auf dem Gebiete der Geſetzgebung, dem Land⸗ 
age eben fo viel Recht zuftehen fel, wie dem Könige 
ſelbſt. Der dritte Satz aber giebt dem Abgeordneten⸗ 
hauſe alfo auch dem Volke, von welchem die Abgeordneten 
gewählt werden, ein noch höheres Recht als den Mit⸗ 
gliebern des Herrenhauſes, die der König ernennt oder 
eſtätigt. So ſteht das Abgeordnetenhaus, der Verfaſ⸗ 
ſung gemäß, zunächſt neben dem Könige und hoch über 
allen ſeinen Miniſtern. Das haben unſere Könige ſelbſt 
gewollt, als ſie die Verfaſſung beſchworen. ! 


geehrteſte in ganz Europa war. 


Manche Leute denken nun, und wenn ſie es nicht 
denken, ſo ſagen ſie es doch, daß jener Artikel der Ver⸗ 
karge dem Volke ein ganz neues und bis dahin un⸗ 
erhörtes Recht gegeben habe. Aber das iſt ganz und 
gar nicht der Fall. Es iſt vielmehr ein uraltes Recht 
aller freien Männer des deutſchen Volkes ge⸗ 
1 daß 155 nur ſolchen Geſetzen gehorchen, 
und nur ſolche Abgaben und Dienſte leiſten 
brauchten, zu welchen ſie ſelbſt ihre Zuſtimmun 
gegeben hatten, ſei es in eigener Perſon, ſei 
es durch ihre Vertreter. Dieſes Recht iſt ihnen 
am allerwenigſten in jenen alten Tagen beſtritten worden, 
als das deutſche Reich bei weitem das mächtigſte und 
0 Vor jetzt neunhundert 
ahren iſt das ſogenannte heilige Römiſche Reich deutſcher 
Nation aufgerichtet worden. Der es errichtete, war der 
deutſche König Otto der Große. Er 1 geherrſcht 
weit über die Grenze des heutigen Deutſchlands 11 
Sein Reich ging vom Lymfiord bis zur Straße von 
Meſſina, von der Maaß und der Meerenge zwiſchen 
Calais und Dover bis zur Weichſel. Die Däniſchen 
Könige, die Polniſchen Herzoge, die Könige der Ungarn 
huldigten ihm als ihrem Lehensherrn. In Rom ſaß 
er über die Päpſte zu Gericht, und die Könige von 
Frankreich und von Burgund gehorchten ſeinem Willen. 
Nach ſeiner Zeit iſt das deutſche Reich nur kleiner, 
niemals größer geworden, und nie hat ein deutſcher 
Kaiſer oder König eine Macht beſeſſen, wie Otto 
der Große. Und gerade dieſer mächtigſte unter 
allen deutſchen Fürſten hat niemals geglaubt, und 
eben ſo wenig haben ſeine Diener und Räthe ihm zu 
ſagen gewagt, daß an ſeiner Macht und Würde noch 
darum etwas fehle, weil das Recht des Volkes ungebeugt 
neben dem ſeinigen ſtehe. Selbſt dieſer gewaltige König 
konnte ſeinem Volke nicht das kleinſte Geſetz, nicht die 
kleinſte Abgabe auferlegen, er konnte keinen einzigen 
freien Mann nöthigen, daß er ihm Kriegsdienſte leiſtete, 
wenn nicht die Gemeinden des Volkes felbft 911 Zu: 
ſtimmung dazu gaben. Freilich waren die Verhältniſſe 
jener Zeit himmelweit von den unſrigen verſchieden, 


und es war die Betheiligung des Volkes an den öffent⸗ 
lichen Angelegenheiten in ganz anderer Weiſe geordnet, 
als in der gegenwärtigen Preußiſchen Verfaſſung. Aber, 
wir wiederholen es, es ſtand doch unverbrüchlich feſt, 
daß der freie Mann nur mitthatete, wo er mit⸗ 
gerathen 121 5 und daß er zur Leiſtung keiner Ab⸗ 
abe und keines Dienſtes, und zum Gehorſam gegen 
ein Geſetz genöthigt werden konnte, wenn Abgabe oder 
Dienſt oder Geſetz nicht von der Volksgemeinde geneh⸗ 
migt waren. 

Dieſes Recht deutſcher Männer wurde freilich nach 
den Zeiten des großen Königs von Jahrhundert zu Jahr⸗ 
hundert immer mehr beſchränkt. Aber mit dem Verfalle 


der deutſchen Freiheit iſt auch das deutſche Reich 


immer machtloſer geworden. Die Fürſten bekamen mehr 
Gewalt im Reiche, als ihr Oberhaupt, der Kaiſer era 
Damit och wurde jeder von ihnen Herr des Landes, 
das er von Rechtswegen doch nur als Beamter des 
Kaiſers zu verwalten hatte Von da an wurden zuerſt 
die Bauern ihrer Rechte und meiſt auch ihrer perſönlichen 
Freiheit beraubt. Später wurden auch die Bürger in 
den Städten, die nicht gerade Reichsſtädte waren, in 
die äußerſte Abhängigkeit gebracht. Zuletzt theilten die 
Fürſten ihre Gewalt nur noch mit den Rittergutsbeſitzern 
und einigen ſtädtiſchen Bürgermeiſtern. Dieſe allein be⸗ 
fragten ſie noch, wenn ſie Geſetze gaben, das Land beſteuern 
und Kriegsleute ausheben wollten. Dabei wurde unſer 
armes Vaterland immer ohnmächtiger, ſo daß es beinahe 
ein Wunder iſt, daß unter den unfäglichen Leiden des 
dreißigjährigen Krieges nicht das ganze deutſche Volk 
zu Grunde gegangen iſt. Da war es denn eine große 
und ſegensreiche That, daß unſer großer Churfürſt die 
für immer vernichtete kaiſerliche Macht durch die Be⸗ 
gründung eines ſtarken Brandenburgiſch⸗Preußiſchen 
Staates nach Möglichkeit zu erſetzen ſtrebte. Auch be⸗ 
trachteten unſere Vorfahren es mit gutem Grunde als 
einen wahren Segen, daß der Churfürſt auch noch den 
1 und Bürgermeiſtern ihren Antheil an 
dem Geſetzgebungs⸗ und Beſteuerungsrechte wegnahm 
und dies vorläufig ganz allein ausübte. Denn jene 
Herren hatten ihr bisheriges Recht doch nur zum Schaden 
des Landes, zur Bedrückung von Bürgern und Bauern 
und zu ihrem eigenen vermeintlichen Vorkheil gemißbraucht. 
Wir alle wiſſen, welche. große Wohlthaten unſer 
Staat dem großen Chürfürſten und den Königen Friedrich 
Wilhelm I. und Friedrich dem Großen zu verdanken 1115 
Aber als Friedrich ſtarb, da war es auch hohe Zeit, daß 
das Volk ſein altes deutſches Recht wieder erlangte. 
Dennoch blieb es ihm vorenthalten, und all das Unglück, 
das in den Jahren 1806 und 1807 „darauf folgte, und 
all die großen Thaten, die unſere Väter in den Jahren 
1813 — 1815, wie ja noch heute immer gerühmt wird, 
„für König und Vaterland“ gethan, und alle ſchweren 
Opfer, die ſie damals gebracht haben, ſind nicht hin⸗ 
reichend geweſen, um ihnen das alte gute Recht wieder 
zu verſchaffen. 5 5 
Endlich im Jahre 1848 und dann durch die be⸗ 
ſchworene Verfaſſung von 1850 haben wir ein Recht 


wiedererworben, das, wir nie wieder uns ſchmälern 

gar um ein Linſengericht und dürfen aalen laſſen 
Wahrlich, unſere Urväter würden uns nicht als ihre 
rechten Enkel anerkennen, wenn wir das uralte Recht 
der deutſchen Männer nicht als unſer unverjährbares 
Eigenthum feſthalten, ſondern es wie ein Gef ar ans 
ſehen wollten, das die Gnade uns geben, und die Ungnade 
uns wieder nehmen dürfte. Wie unſere Ahnen in den 
größten Tagen des alten deutſchen Reiches, ſo müſſen 
auch wir wieder heute und in aller Zukunft auf dem 
uralten deutſchen Rechteſpruche beftehen: „Wo wir nicht 
mithrathen, da wir nicht mitthaten.“ 


Politiſche Wochenſchau. 


reußen. Nachdem die vielfach laut gewordene Hoffnung, 
dich egierung würde noch im Laufe dieſes Jahres die Kammern 
einberufen, ft nicht verwirklicht hat, erwartet man jetzt mit 
jedem Tage die Königliche Verordnung, welche die Kammern 
auf den 14. Januar 1865, den letzten Termin, bis zu welchem 
fie verfaſſungsmäßig zuſammentreten müffen, einberuft. Wie 
man ſagt, wird ihnen vor Allem wiederum das Militär- 
geſetz vorgelegt werden, doch iſt nach dem, was man hört, 
nicht anzunehmen, daß die Vorlage den Beweis liefern wird, 
daß die Regierung bei dem Geſetze, durch welches 1 die 
Militärreorganiſakion zu einer dauernden machen will, auf 
den jetzt in drei wiederholten Wahlen laut und deutlich aus 
geſprochenen Willen der Mehrheit des Volkes Rückſicht nehmen 
wird. Daß demgemäß über das Militärgeſetz jo wie über ein 
Staatshaushaltsgeſetz welches mit Rückſicht auf dieſes Militär⸗ 
eſetz entworfen tft, keine Einigung zwiſchen Regierung und 
Vol svertretung erzielt werden wird, läßt ſich mit ziemlicher Be- 
ſtimmtheit vorausſehen, und es wird daher eine der erſten Auf⸗ 
gaben der Kammer fein, zu prüfen, ob fie ohne eine Garantie, daß 
bei der Führung des Staatshaushalts künftig auf die Beſchlüſſe 
der Volksvertretung Rückſicht genommen wird, auf eine vor⸗ 


ausſichtlich fruchtloſe Berathung des Staatshaushaltsgeſetzes 
e A Welche Stellung das An waren nal sgeiehes 


ausſichtlichen Entwicklung der Dinge einnehmen wird, ob es, 


wie im vorigen Jahre die Seſſion einfach ſchließen und die 
Kammer vor Januar 1866 nicht zuſammenberufen wird, 
oder ob es, vertrauend dem Märchen, welches ihm einzelne 
Parteigenoſſen fortwährend von dem erfolgten Umſchw 
im Innern vorerzählen, zu einer Kammerauflöſung und einer 
Neuwahl ſchreiten wird, darüber läßt ſich kaum eine Ver⸗ 
muthung ausſprechen, ſollte aber das Miniſterium den 
zweiten Weg einſchlagen, ſollte es zu einer Auf ; 
löfung der Kammer und zu Neuwahlen ſchreiten, 
ſo hoffen wir, daß ſich jeder Staatsbürger er⸗ 
innern wird, daß er nicht nur das Recht, ſondern 
daß er die Pflicht hat, zu wählen, und Be fo zu 
wählen, wie er es nach feiner innerſten Meber- 
eugung dem Wohl des Staates für angemeſſen 
hat, Dieſe Verpflichtung hat er mit dem Schwur auf die 
Berfaffung übernommen und ihrer ſoll er ſtets eingedenk ſein. 
Die Abgeordneten, Kreisgerichtsrath Pflücker und Kreis 
gerichtsdirektor Larz haben ihr Mandat niedergelegt. Wir 
yofen, daß die Wähler, welche vor vierzehn Monaten dieſe 
Nänner in die Kammer geſchickt haben, ſich wiederum zur 
Wahl freiſinniger Männer vereinigen werden. In Breslau 
haben ſchon die der vereinigten liberalen Fraktion angehörenden 
Wählmänner den Kaufmann Schöller als Kandidaten auf. 
eſtellt. In Mörs (Rheinland) iſt der Landrath von Ernſt⸗ 
bars en, Kandidat der konſervativen Partei, welcher als 


2 iſſarius die Wahl leitete, gewählt worden. Seine 
G ee e 1 Seite der Stadtrath Duncker 
und beim erſten Wahlgange von ultramontaner Seite der 
frühere Abgeordnete von Mallinckrodt. Bei dem zweiten 
Wahlgange wurde die Entſcheidung zu Gunſten des konſer⸗ 
vativen Kandidaten nur dadurch möglich, daß ſich die kon⸗ 
ſervative und die ultramontane Partei vereinigten, 
um dem Herrn Landrath von Ernſthauſen ihre Stimme zu geben. 

Am 10. Januar 1865 werden zu Mohrungen ſiebzehn 
Männer vor Gericht erſcheinen, welche durch das Vertrauen 
ihrer Wähler zur Vertretung der Rechte des preußiſchen 
Volkes in das Abgeordnetenhaus berufen worden ſind. Es 
{nd dies die Herren Bender, Buchholz, Donnalies, 
Stengel, Gerlach, Haebler, v. Hennig, v. Hoverbeck, 
Pr. Jacoby, Profeſſor Möller, Kalau v. d. Hofe, 
Papendick, Plehn, Pruß, Schmiedicke, Schlick und 
Wieſſe. Sie ſind angeklagt, durch das im Anfang des 
Jahres 1864 in der Provinz Preußen verbreitete und mit 
ihrem Namen unterſchriebene Flugblatt: „Was thut dem 
Faber in Preußen Noth die Geſetze verletzt zu 
haben. , 

In Berlin hat die reaktionäre Partei bei Gelegenheit 
des Einzuges unſerer ſiegreichen Truppen auf nc auf⸗ 
fallende Weise gezeigt, wie wenig Boden ſie im Volke hat. 
Von ihrer Seite war aufgefordert worden, es möchten ſich 
doch a melden, welche den Truppen freie Quar- 
tiere geben wollten. Und ſiehe da, in Berlin, der Stadt 
von mehr als 600,000 Einwohnern, in welcher, wie die Kreuz ⸗ 
zeitung und ihre Gefährtinnen täglich behaupten, ein ſolcher 
Umſchwung der öffentlichen Meinung ſtattgefunden hat, daß 
es kaum noch einen liberal denkenden Menſchen giebt, haben 
ſich bei dem betreffenden Komité 60, ſage ſechzig Perſonen 
gemeldet. Es verfteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die Trup⸗ 
pen nichts deſto weniger von der Bevölkerung Berlins gut 
aufgenommen worden ſind. . 

Der in 1 85 zum Bürgermeiſter Beigeordneten ge⸗ 
wählte liberale Stadtverordnete und Rendant der ſtädtiſchen 
Armenkaſſe, C. J. Bepler iſt von der Regierung zu Koblenz 
nicht beſtätigt worden. Das Urtheil in dem Disziplinar⸗ 
verfahren gegen die Kreisrichter Pitſch in Tilſit und 
Voigt in Kaukehmen lautet auf Strafverſetzung und eine 
Ordnungsſtrafe von je 20 Thlru. Die Herren Rechtsanwälte 
Reich und Moldänke zu Wehlau 99 5 in der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung erklärt, daß ſie, aufgefordert durch 
ein Schreiben des Juſtizminiſters, ihr Mandat als Stadt⸗ 
verordnete niederlegen müßten. 

Aus Grünberg in Schleſien haben wir die Thatſache 
zu melden, daß die Regierung zu Liegnitz auf das Geſuch der 
Stadtverordneten und des ale beſchloſſen hat, die 
Nichtbeſtätigung der Wahl des Kämmerers Helbig 
ane e und denſelben auf fernere 12 Jahre in 
einem Amte zu beſtätigen. 
urheſſen. In der Lage der Dinge in dieſem Staate 
b bis jetzt nichts geändert; die Stände erhalten noch 
fortwährend von den Gemeinden des Landes Zu immungr⸗ 
adreſſen für die Stellung, welche fie der Regierung gegen- 
über eingenommen hat. Dazwiſchen tauchen 0 während 
Gerüchte über Veränderungen im Ministerium auf, ohne daß 
jedoch ſelbſt bei dem Eintritt derſelben eine Beſſerung un⸗ 
ſerer Zuſtände zu erwarten wäre. Die liberale Partei hofft 
auf die Unterſtützung der preußiſchen Regierung, oder doch 
wenigſteng, daß dieſelbe verhindern werde, daß fi) andere 
deutſche Mächte in den Streit miſchen werden. 

Naſſau. Bei den Urwahlen hat die Fortſchrittspartei 
gelegt. Eine intereffante Scene hat in Wies baden ſelbſt 


K 
hat fi 


ung des Regierung sdirektor Werren wegen Be ⸗ 

oltenheit (derſelbe war wegen Wuchers zur Unterſuchung 
gezogen, und dieſe Unterſuchung iſt bis jetzt 5 kein frei- 
piehendes Urtheil beendet, ſondern ſcheint 95 chlafen zu 
0 proteſtirt. Der Herr Regierungsdirektor Werren 
wollte eine ſolche 0 75 200 nicht gelten laſſen, da fie wäh- 
rend des Ausliegens der Wählerliſten 15 eingebracht werden 
müffen. Dr. Braun wies darauf nach, daß der Herr 
Werren vor Kurzem an einem andern Orte im Intereſſe der 
Regierun 18 das entgegengeſetzte Prinzip aufgeftellt hatte. 
Wem fällt da nicht das alte Wort ein: 

„Ja Bauer, das iſt ganz was anders!“ 

Das Reſultat war, daß der Herr Regierungs- 
direktor nicht mitwählen durfte. 

Baden. Derjenige Theil der liberalen Partei, welcher 
ſich von dem Nationalverein getrennt hat, weil er die Be- 
tonung der en Spitze nicht mehr für zeitgemäß hält, 
wird in Mannheim ein neues Blat erſcheinen laſſen, um 
ſeine e zu verbreiten. 

Bayern. Der junge König hat einen ſehr patriotiſchen 
Brief in der b rer rage an den König von Han- 
nover geſchrieben. — Die Nachricht von der Abtretung eines 
deutſchen Kohlenlagers an Frankreich, welche ſoviel Gelegen-- 
heit zu Angriffen gegen, Preußen gegeben hat, ſollte darin 
ihre Erklärung fin en, daß es ſich um den Verkauf eines in 
Rheinbayern liegenden Kohlenreviers an eine franzöſiſche 
Geſellſchaft handle, jedoch wird die Richtigkeit dieſer Nachricht 
auf das 5 von München aus in Abrede este t. 

Italien. In Turin beſchäftigt man ſich ſehr eifrig mit 
den Vorbereitungen zur Verlegung der Reſidenz des neuen 
Königreiches nach Florenz. — Die Verminderung der Armee 
iſt ernſtlich in Angriff genommen, es finden ſowohl bei dem 
ee als auch auf der Flotte ſtarke Entlaſſungen ſtatt, 
und hofft das Miniſterium auf dieſe Weiſe ſchnell eine Ver⸗ 
beſſerung der ſehr zerrütteten Finanzlage zu erreichen. 

Von Rom aus war das Gerücht von einem beabſichtig ⸗ 
ten Attentat auf das Leben des Papſtes verbreitet, und haben 
daſelbſt auch in Folge deffen zahlreiche Verhaftungen ſtatt⸗ 
gefunden. Wie ſich jetzt herausſtellt, waren die Hauptatten⸗ 
täter bekannte n der reaktionären Banden im Neapo⸗ 
1 1 und Spione im Dienſte der päpſtlichen Regierung. 
Man hatte alſo wahrſcheinlich nur den Zweck, den Kaiſer 
Napoleon von der Not hwendigkeit der Fortdauer der fran⸗ 
zöſiſchen Beſatzung Roms zu überzeugen. 


Die Grundſteuer und die Fortſchrittspartei 
lautet die Ueberſchrift eines wider uns gerichteten Artikels 
der Provinzial⸗Korreſpondenz. Das, wie man ſagt, im Staats⸗ 
miniſterium redigirte Blatt, ſcheut fi zwar, uns bei unſerem 
Namen zu nennen und bezeichnet uns nur als „ein Blatt, 
welches die (Fortſchritts⸗) Partei recht eigentlich zur Beleh⸗ 
rung des Landvolkes gegründet hat“; wir laſſen uns aber 
dieſe Bezeichnung gerne gefallen und können nur die Bemer- 
kung nicht unterdrücken, daß es auch für manchen Stabt- 
bewohner recht gut wäre, wenn er von und nur etwas lernte, 
und der a d e h ae namentlich würde es recht 
nützlich ſein, wenn ſie ſich an unſerer Aufrichtigkeit und 
Wahrhaftigkeit ein Beiſpiel nehmen möchte. Sie würde dann 
nicht mehr in meide gerathen, derartige Verdrehungen 
der Wahrheit, wie in dem 1 Artikel, vorzunehmen. Sie 
iſt keck genug, zu behaupten, daß die 1887 fl der ſpäteren 
Führer der Fortſchrittspartei im Jahre 1861 für die Grund- 
ſteuergeſetze geſtimmt hätten. Zum Beweiſe führt ſie aus 
der Abſtimmungsliſte die Namen Behrend, Bockum⸗Dolffs, 


1 wo eine Anzahl von Wählern gegen bie Zulaſ⸗ 


Carlowitz, Dunker, Frehſee, Gneiſt, Grabow, Groote, Heyl, 
Immermann, Lette, Pieſchel, Allnoch, Aßmann an. Vn 
den genannten Herren gehören nur zwei, Behrend und Immer⸗ 
mann, zu der Fortſchrittspartei, die Herren Lette, Gneiſt, 
Bockum⸗Dolffs, Carlowitz, Pieſchel, Aßmann ſind Mitglieder 
des linken Zentrums, Grabow gehört zu keiner Partei, und 
Allnoch war von 1862 an nicht mehr Mitglied der Kammer. 
Nun kommt aber die Verdrehung. Es gehören 
zwar zur Fortſchrittspartei Abgeordnete, welche 
Duncker, Freſe, Heyl und Groote heißen, es 
ſind dies aber nicht dieſelben Abgeordneten, welche 
1861 für die Grundſteuergeſetze geſtimmt en 
Der Dunker von 1861 war der Stadtrath Herrmann Duncker, 
während der zur Fortſchrittspartei gehörende Abgeordnete der 
Buchhändler Franz Duncker iſt. Her Kaufmann Heyl aus 
Berlin iſt Mitglied der Fortſchrittspartei, der 1861 der 
Kammer ester e Friedensrichter Heyl wohnt in Saarlouis. 
Der Gutsbeſitzer Frehſee wohnt in der Mark und der Schrift⸗ 
ſteller Julius Freſe, welcher zur Fortſchrittspartei gehört, 
iſt ein Weſtphale. Ebenſo iſt es mit Herrn Groote. Der 
von 1861 war der erzbiſchöfliche Kanzler aus Köln, das 
Mitglied der Fortſchrittspartei iſt der disziplinirte Landgerichts ⸗ 
rath Groote aus Düſſeldorf. Es iſt alfo entſchieden 
eine auf Täuſchung ihrer Leſer berechnete Be ⸗ 
auptung, wenn bie Provpinzial⸗Korreſpondenz 
agt, „daß die ſpäteren Führer der Fortſchritts⸗ 
partei 1861 für die Grundſteuer geſtimmt hätten.“ 
Wär dieſer Plan nicht gar fo herzlich dumm, 
Ich wär' verſucht, ihn ſehr geſcheut zu nennen. 

In dem von der le angegriffenen 
Artikel hatten wir uns darauf beſchränkt, den Ansſtruungen 
der feudalen Pariei entgegen zu treten, welche den Bauern 
weiß machen wollen, is die Fortſchrittspartei die 
Grundſteuer eingeführt habe. Dem gegenüber hatten 
wir erklärt: „daß die 1861 genehmigten Grundſteuer⸗ 
5 niemals die Zuſtimmung des gegenwärtigen 

bgeordnetenhauſes gefunden haben würden, und 
daß die Abgeordneten, welche ſpäter die Fort⸗ 
ſchrittspartei gegründet, damals gegen dieſe Ge. 
jetze geſtimmt hätten. Natürlich konnte nur von der 
Mehrheit derſelben die Rede ſein und durfte die einzige 
Ausnahme, Behrend, nicht beſonders hervorgehoben werden. 
Immermann gehörte nicht zu den ründern der Partei, 
er trat erſt ſpäter hinzu. 5 

Ueber die Gründe dieſer Abſtimmung haben wir uns 
bereits in der letzten Nummer unſeres Blattes ausgefprochen 
und dabei keineswegs verſchwiegen, daß einer derſelben die 
den früher Grundſteuerfreien ausgefetzte Entſchädigung ge⸗ 
weſen iſt. Es war dies. aber keineswegs der entſcheidende 
Grund. Dieſer lag vielmehr in der durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmten Steuererhöhung. Zum Beweiſe dieſer Behauptung 
wollen wir die Schlußworte der Rede des Abgeordneten 
Dr. Waldek hierher ſetzen. Er ſagte: 

„Wie kann das gegenwärtige Haus, um die Sache formell 
zu betrachten, irgendwie berechtigt ſein, ein Finanzgeſetz für 
den Zeitraum von 1865 zu machen? Es hat dazu nicht 
die Berechtigung, es kennt die Bedürfnifſe nicht, 
es hat nicht das Budget von 1865 feſtzuſetzen. 
Für die jetzigen Bedürfnifſe wird die e 
gefordert, denn es ift bekannt, daß für die jetzigen Bedürf⸗ 
niſſe im Budget anders vorgeſehen iſt. . 

Ich refümire alſo meine Anſicht kurz dahin: ich halte die 
Geſetze für trennbar und darum werde ich für dieſes Geſetz, 
welches die allerwichtigſte Frage und zugleich die ſchwierigſte 
zu löſen gedenkt, ſtimmen, wenn das Kontingent herabgeſetzt 


wird von 10,000,000 auf 8,500,000 Thlr. Unter dieſer 
Vorausſetzung würde ich für die Vorlage ſtimmen, ſollte 
aber die Untrennbarkeit feſtſtehend bleiben, und alle Geſetze, 
ſo wie ſie jetzt ſind, zur Annahme kommen, ſo würde ich 
nicht dafür ſtimmen können.“ 


Zur Volkserziehung. 
Von 


Fanny Lewald. 
2. Eine Weihnachtsbetrachtung. 

Wer ſchafft uns die Fortbildungsſchulen für die Töchter 
und Frauen der Armen? fragten wir uns neulich, als ich 
den Leſern dieſer Blätter von meiner Begegnung mit dem 
jungen Handwerker berichtete. , 

Wer fie uns ſchaffen wird, wenn wir erwarten, daß fie 
eines Tages als ein fertiges, vollſtändiges Ganze vor 
uns ſtehen ſollen, das weiß ich freilich nicht; aber daß ſie 
zu ſchaffen find, daß jeder halbwegs unterrichtete und wohl- 
meinende Menſch, ſo Mann als Weib, anfangen kann, ſie 
uns zu ſchaffen und herzuſtellen, davon bin ich überzeugt. 
Nur müſſen wir uns zu dem Grundfaß der Selbſthilfe bekennen, 
und uns, das Entſtehen und Schaffen in der Natur zum 
Vorbilde nehmend, es nicht verſchmähen mit dem Kleinen, 
dem Unſcheinbaren, zu beginnen. 

Wir leben jetzt wieder einmal in der Weihnachtszeit, und 
es wird ſicherlich kaum eine auch nur einigermaßen begüterte 
Familie in ganz Deutſchland geben, welche bei den Vor⸗ 
bereitungen für das Feſt der Armen nicht gedächte. Zahlreiche 
Vereine bringen in dieſem Augenblick. wieder Gaben für die 
Armen aller Art zuſammen, Männer holen Beiträge für ſie 
ein, e von fleißigen Frauenhänden find Tage und 
Wochen lang damit be chäftigt, Handarbeiten für Wohl ⸗ 
thätigkeitslotterien und Bazars zu arbeiten, hundert andere 
Frauen werden ebenfalls Tage und Wochen dazu verwenden, 
in den Häuſern ihrer Freundinnen dieſe Arbeiten zum Beſten 
der Armen feil zu bieten, und wieder Andere werden auf 
dieſe Weiſe kaufen, was ſie nicht brauchen können, werden 
aber auch Geld genug ausgeben, um die Weihnachtsbeſcherung 
für eine gewiſſe Anzahl von Armen zu lichen. 

Und mit all dieſem Aufwande von Zeit, von 
Kraft und Mitteln, werden Sie ſammt und ſonders 
doch wieder keinen Schritt über das elende Almoſen 
hinausgekommen ſein, werden Sie Alle Nichts 

eleiſtet haben, was Dauer 58 oder Frucht 
einge könnte, werden Sie den Armen Nichts 
erwieſen haben, was auf den Namen einer wahren 
Wohlthat irgend einen Anſpruch machen könnte; 
denn die Kleider und Strümpfe und Hemden, die Sie ver⸗ 
theilen, find bald abgetragen, und der Puppen und des Spiel- 
zeuges bedürfen die Kinder nicht, die glücklicher Weise in 
einer alten Fußbank und in einem in ein Tuch gewickelten 
Kiſſen, Häuſer und Puppen und Wagen und Pferde und 
Alles, was ſie wollen, ſehen und beſitzen, ſo lange man ihre 
thätige Einbildungskraft nicht wie die der reichen Kinder 
durch prachtvolle Geſchenke abgeſtumpft hat. 

Wie wäre es aber, wenn man dem Strome der Wohl⸗ 
thätigkeit eine andere Richtung zu geben verſuchte! Wenn 
unſere Frauen ihr Geld, ihre Kraft, ihre Zeit in einer Weiſe 
zu verwerthen anfingen, die allmählich, ſicherlich nur ſehr 
allmählich, die Nothwendigkeit des vielen Almoſengebens ver⸗ 
mindern, und Hülfsbedürftige in Menſchen verwandeln könnte, 
die ich ſelbſt zu helfen im Stande wären? 5 

Ich zweifle nicht daran, daß z. B. in Berlin allein, in 
dieſen Wochen mindeſtens tauſend Frauen, jede mindeſtens 
zehn Stunden für die Weihnachtsbazars gearbeitet, und durch. 

Hierzu eine Beilage. 


. 


Beilage zu Nr. 12. der „Verfaſſung am 17. Dezember 1864. 


rei auptpunkt iſt. Die Regierung verausgabt 
ae dee Bahren immer noch die Staate elber, 88 
daß ſie durch ein Geſetz dazu ermächtigt iſt. Aber, jagt der 
Schreiber, daran iſt nicht die u s fl ſondern das Ab⸗ 
eordnetenhaus Schuld. Denn (das iſt der Sinn ſeiner 

orte) warum billigen die Abgeordneten nicht alle Aus ⸗ 
gaben, die die Regierung doch für ſchlechthin nothwendig 
har Aber in der Derfaffung ſteht nicht, daß die Ausgaben 
gemacht werden ſollen, welche die Be ſondern nur 
die, welche auch die Volksvertrekung für nethwendig 
hält. Auch wäre das wohl ein ſchönes Bewilligungsrecht, 
wenn der Eine Alles bewilligen müßte, was der Andere 
durchaus haben will. Natürlich paßt es fo einem Schrei⸗ 
ber auch gar nicht, daran zu denken, daß die Regierung nicht 
mit ihrem eigenen Gelde, ſondern mit dem Gelde des 
Volkes wirt haftet. Wem aber das Geld gehört, der hat 
auch das Rech zu verlangen, daß dieſes Geld nur ſo weit 
und nur zu ſolchen Zwecken verwandt wird, wie er ſelbſt 
oder ſeine Vertreter es gut heißen. Das iſt ein Recht, das 
einem einzelnen Manne und alſo noch weniger einem ganzen 
Volke vorenthalten werden kann. Es iſt gerade dasjenige 

echt, welches der Artikel 99 der Verfaſſung dem 
Preußiſchen Volke nicht geſchenkt, ſondern enblich 
wiedergegeben hat. 


3 Sprechſaal. 

Aus Hinterpommern. In der Nr. 9 Ihres Blattes 
befindet ſich eine Notiz, nach welcher die reaktionäre Partei 
den kleinen Beſitzer mit der am 1. Januar k. J. in Kraft 
tretenden Grundſteuer zu ſchrecken ſucht und den 5 Land⸗ 
mann überreden will, daß er dieſe, ihn künftig belaſtende 
Steuer dem freiſinnigen Theil der Abgeordneten, ja gar den 
Mitgliedern unſerer jetzigen Fortſchrittspartei zu danken habe. 

ich Hier käßt es jene Partei nicht an dergleichen Mitteln 
fehlen um den kleinen Beſitzer einzuſchüchtern und womöglich 


a ſich herüber zu ziehen. — In den allermeiſten Fällen ift, 


ies natürlich aber ganz ohne Erfolg. 

Wenn es auch unzweifelhaft iſt, daß Ortschaften, welche 
durchweg nur guten Boden beſitzen, den fie auch noch dur 
mühevolle Arbeit in guten Kulturzuſtand gebracht haben, 
durch die Grundſteuer etwas höhere Abgaben zu zahlen 
haben werden, ſo iſt es auch gewiß, daß viele Dorfſchaften 
wenig oder gar nicht in der bisher bezahlten Steuer werden 
ahn werden. 


a ich ſelbſt den Arbeiten zur Grundſteuer⸗Veranlagung 
nahe geſtanden habe und viel mit dem Bauernſtande in Be⸗ 
rührung gekommen bin, ſo weiß ich aus eigener Erfahrung, 
daß gerade unter den kleineren Beſitzern durchaus nicht eine 
ſolche Abneigung gegen die für ſie ja ſchon vorhandene Steuer 
. erſt von der reaktionären Partei beigebracht 

oll. 

Wenn ſchon den Bauern Manches nicht ganz verſtändli 
feln dürfte, eins fühlen ſie aber doch deutich heraus, daß 
nun endlich der große Gutsbeſitzer mit ihnen gemeinſchaftlich 
an derſelben Steuer zu tragen haben, und nicht mehr wie 
bisher, ihnen gegenüber eine bevorzugte Stellung einnehmen 
wird. Nach wenigen Wochen ſchon wird der Bauer im Stande 
ſein, von Neuem zu beurtheilen, auf welcher Seite er feine 


wahren Freunde zu finden hat, und welche Partei ſich ſeine 


vermeintliche Leichtgläubigkeit zu Nutze zu machen ſucht. 


Druck und Verlag von Franz Dun cker in Berlin. > Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſt 


— Indem wir die Zuſchrift des geehrten Einſenders wort- 
getreu abdrucken, können wir nicht unterlaſſen, auf Folgendes 
aufmerkſam zu machen. Da wir ein Wochenblatt ſchreiben, 
ſo haben wir den Grundſatz, keine Fortſetzungen zu geben, 
ſondern jeden Aufſatz in der betreffenden Nummer zu Ende 
zu bringen. Die Folge hiervon iſt, daß in der Regel nur 
eine Seite der angeregten Frage beſprochen wird, und dann 
ſtets ſtillſchweigend der Verkehalt gemacht iſt, bei anderer 
Gelegenheit auf dieſelbe zurück zu kommen. Indem wir ſo 
verfahren, glauben wir möglichſt zwei Klippen zu vermeiden, 
denen der Herausgeber eines politiſchen Blattes nur ſchwer 
entgeht: Unverſtändlichkeit und Wiederholung. x 

Auch in der Nr. 9 unſeres Blattes hatten wir demgemäß 
gehandelt und einfach feftgeftellt: daß es eine Lüge wäre, 
wenn von der feudalen Partei jetzt ausgefrrengt würde, daß 
die Fortſchrittspartei die Grund⸗ und Häuſerſteuer eingeführt 
habe, indem faſt alle Mitglieder des Landtags von 1861, 
welche der 1862 gebildeten Kor rittspartei beitraten, gegen 
dieſe Geſetz geſtimmt hatten. ie geehrte Zuſchrift aus 
Hinterpommern veranlaßt uns heute, kurz die Gründe an 
zuführen, welche jene Abgeordneten damals bewogen, den 
Grundſteuergeſetzen ihre Zuſtimmung zu verſagen. 

Erſtens waren fie Gegner der den bieher fteuerfreien 
Gutsbeſitzern zu gewährenden Entſchädigung und ſagten 
unſerer Auffaſſang nach ganz vernünftig, he das Se 
Neat ene ein Naturrecht des Staates wäre, und daß 
deshalb keine Regierung das Recht beſäße, irgend eine Perſon 
oder Sache über die Dauer ihres Regiments hinaus von 
jeder Steuerzahlung freizuſprechen. Aus dieſem Grunde ſei 
die in der Vergangenheit Einzelnen gewährte Grundſteuer⸗ 
freiheit für die Jetztzeit unverbindlich, und erſchiene es daher 
als eine ungerechtfertigte Begünſtigung Einzelner auf Koſten des 
ganzen Volkes, wenn man ihnen jetzt dieſes angebliche Recht 
auf Steuerfreiheit abkaufe. Zweitens konnten ſie ſich mit 
der Erhöhung des Geſammtbetrages der Grundſteuer in keiner 
Weiſe einverſtanden erklären, indem ſie den richtigen Grundſatz 
ausſprachen, daß dem Volke nicht im Voraus ende e neue 
Laſten auferlegt werden dürfen, ehe es nicht genau feſtgeſtellt wäre, 
zu welchem Zwecke die Erträge dieſer Steuererhöhung zu ver⸗ 
wenden und daß ſie überhaupt zum Beſtehen des Staates 
nothwendig wären. Sie ſprachen endlich dem Abgeordneten⸗ 
hauſe das Recht ab, für das Jahr 1865 eine Steuererhöhung 
feſtzuſtellen, da es keine Befugniß beſäße in die Rechte ſeines 
für 1865 durch die len vorgeſehenen Nachfolgers im 
voraus einzugreifen. Niemand könne in die Zukunfk ſehen, 
und man könne weder wiſſen, ob im Jahre 1865 noch die⸗ 
ſelbe Regierung am Staateruder ſitzen und dieſelben Ab⸗ 

eordneten vom Volke wieder gewählt werden würden; aber 

felhſt wenn man dieſen wenig 1 Fall annehmen 
wolle, ſo ſei es doch keineswegs gewiß, daß nach vier Jahren 
dieſelben Männer auch dieſelben Maßregeln als nützlich be⸗ 
trachten würden. Die Geſchichte ſei eine Lehrerin, deren 
Unterricht felbft der Aelteſte und Erfahrenſte ſich nicht ent- 
ziehen könne, deshalb ſei es im äußerſten Maße bedenklich, 
ihr vorausgreifen und über die Zukunft eines Volkes im 
Boraus Beſtimmungen treffen zu wollen. 

Wir denken, die Geſchichte hat ihren Schülern Recht 
gegeben, und das im Januar 1865 zuſammentretende Ab- 
geordnetenhaus würde die Grundſteuervorlagen des Jahres 
1861 mit großer Mehrheit verwerfen. 


ein in Berlin. 


a ee, E732 


Auf verſchiedene Anfragen bemerken wir, 
= die Mehrzahl der früheren Nummern der 


Im Verlage von Alexander Jonas in Berlin ift er- 
ſchienen: 


Die preußiſche Militärfrage 
un 
das geſetz vom 3. September 1814. 


Zum allgemeinen Verſtändniß für das Volk 
kurz dargeſtellt 


von 
Dr. Guſtav Lewinſtein. . 

Bei der Wahrſcheinlichkeit, daß die Frage über die 
künftige Geſtaltung unſerer Armee in kurzer Zeit wieder zu 
eingehenden Verhandlungen face a geben wird, dürfte 

d. 


dieſe Schrift, welche in einfacher und klarer Weiſe die dabei 
in Betracht kommenden Fragen entwickelt, Manchem will. 
kommen ſein. 


Bei Th. Grieben in Berlin, Lindenſtr. 28, iſt ſoeben er⸗ 
ſchienen und durch alle Buchhandlungen zu bezieben: 


25. Auflage. Die diätetiſche Heilmethode 


ohne Arznei und ohne Waſſerkur, 

e beſchrieben nach dem Verfahren des Naturarztes 
Schroth von Dr. Moritz Kypke. I. Theil: Heilung der 
chroniſchen oder langwierigen Krankheiten unter Herſtellung eines 
efunden Magens und einer kräftigen Verdauung, mit einer faß⸗ 
ichen Darlegung der Nutzloſigkeit und Gefährlichkeit der Arznei. 
kuren. 25. Auflage. 20 Sgr. — II. Theil: Heilung der acuten 
oder hitzigen Fieber⸗ und Entzündungs⸗ Krankheiten. Nebſt den 
1588 Verhaltungsregeln bei Vergiftungen. 19. Auf ; 
age 1 gr. 


Verlag von Julius Springer in Berlin. 
Leitfaden 


Anfänger im Schachſpiel 


G. N. Neumann, 
Mitredakteur der neuen Berner 4819 1 
. Elegant brochert: preis 15 Sgr. 

Der Verfaſſer, einer der ſtärkſten Schachſpieler der Gegen⸗ 
wart, hat in dieſem Werke eine neue, nicht minder unterbaltende 
als inſtruktive, Meihode des Schachunterrichts für Anfänger 
niedergelegt. 8 

Nach einer kurzen, leicht faßlichen Darſtellung der nöthigen 
Vorbegriffe werden die Regeln des Schachſpiels an 50 Meiſter⸗ 
partien, deren lebhafte und glänzende Kombinationen von zahl ⸗ 
reichen Anmerkungen begleitet find, erläutert. 

Die theoretiſchen Eröffnungen, nach denen die Partien ge⸗ 
ordnet ſind, werden 9 die Schrift hervorgehoben und geſtatten 
eine leichte Ueberſicht. Die einfachen Endſpiele werden am Schluſſe 
des Buches behandelt. — Ein fehlerfreler Druck und eine gefällige 
Ausſtattung dürften das Werk noch beſonders empfehlen. 


S ehlafröcke 


in glänzender Auswahl, 


6 bis 50 Thaler 


empfieblt 


Louis Landsberger, 


Jäger- und Oberwallſtr.⸗ Ecke. 


erbeten. Unterhändler werden verbeten 


5 Bu Weihnachtsgeſchenken. i 


empfi 17 die Verlagegandlung von Franz Duncker in 


Berlin es > 
Anderſen's Bilderbuch ohne Bilder. Deutſch vou 
Motte-Fouque, Min. Ausg. 4 Aufl. 5 


F. de la 

Eleg. geb. in Goldichn. 20 fgr. 
Geibel, Em., König Sigurds Brantfahrt. 

nordiſche Sage. hlt. Ausg. 9 ie 


8 Goldichn. 15 fgr. 
Goltz, Wos Bud der Kindheit. Min.⸗Ausg. 2. Aufl. 


Eleg. geb. 1½ thlr., eleg. geb, 
19 ni 5 ir. , g. geb. mit Gonſchn. ö 
rave, nes ichtungen. (Au ; 
6 8 x Min- Aug ig el 
Widmann, A., Am warmen Ofen. Eine Wei! 
nachte⸗Gabe. Min.⸗Ausg. 2. Aufl. Eleg. 17 
15 fgr., eleg. geb. mit Goldſchn. 20 fer. 2 
— gr ſtille Abende. Erzählungen. Min 
Ausg. leg. geh. 15 ſgr., eleg. geb. mit 


Goldſchn. 20 far. . 
Vorraͤthig find dieſelben in allen Buchhandlungen. P. 


da g ατν b A. AAN 
Soeben erſcheint: j 


Nritik der Parteien in Deutſchland 
vom Standpunkte des Gneiſt'ſchen Engliſchen 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechts. Von Carl 
Walcker. gr. 8. 27 Bogen. Preis 1 Thlr. 25 Sgr. 
Dieſes mit 1 Fleiße, mit Geiſt und Humor geſchriebene 
Werk giebt ein Erpofe der Anſichten Gneiſt's und eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Kritik der namhafteſten conſervativen, liberalen, natio- 


nalen, großdeutſchen und demokratiſchen S 3 
Sta en Mehl 's und 28 Kelle, Be 
er Standpunkt des Verfaſſers iſt der des rechten Centrums, 


Fr 


der liberalen Tories. j 
! Fr 
3 ZuWeihnachtsgeschenken für dieJugend 
en die Berlagshanblung. von Franz Duncker in o. 
: 5 Were rs 
Grimm's Kinder: und Haus⸗ 3 
5 märchen. 11. Auflage. : 
Mit 7 Alluſtrationen von L. Pietſch und einem 
Umſchlag in Farbendruck, elegant cart. 15 Sgr. 5 
i rati . „1 ö. 
a 
wurmwwwwwvvvmmmwe 
Ein Haus in der beften Gegend Berlins iſt ſeht 
preiswürdig zu verkaufen oder gegen ein Rittergut in 
der Mark Brandenburg zu vertauſchen. Adreſſen. 
werden unter K. 44 in der Expedition dieſes Blattes 


* 


Au⸗gabe auf Velinpapier mit Illuſtrationen von 
L. Pietſch, elegant in Calico geb. 1 Thlr = 
Howitt, M., der ſtandhafte Gabriel. Eine Er- 5’ 
güblung für die Jugend. Mit Titelkupfer, elegant kart. O 


gr. . R 
akobs, F., Hellas. Vorträge über Heimath, Ge |<: 

Angie diteratur und Kunft ber Genen. Elegant 
kartonnirt in farbigem Umschlag 124 Thlr. 5 85 
Ublenhuth, E., Der junge Chemiker. Eine An- 8. 
leitung zur Anſtellung von chemiſchen Arbeiten, Mit 8 


